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 Landkreis Lüneburg 
  D E R  L A N D R A T  

 
Vorlagenart Vorlagennummer Jugendhilfe und Sport 

Az.:  
Datum: 24.07.2007 
Sachbearbeiter/in: Zenker-Bruns, Karsten 
 

Beschluss- 
vorlage 

2007/002 

 Öffentlichkeitsstatus: öffentlich 
 
 
Beratungsgegenstand: 
Antrag der Gruppe CDU-Unabhängige/SPD: Einberufung einer Strukturkonferenz und Entwicklung eines 
Konzepts zur frühkindlichen Bildung und Erziehung 
 
Produkt/e: 
07.01.10 - Förderung von Kindern in Tagesbetreuung 
 
Status Sitzungsdatum Gremium 
Ö  Jugendhilfeausschuss 
 

Abzeichnung: 
  
  
Landrat Organisationseinheit 
  
 
 
Anlage/n: 
Antrag der Gruppe CDU-Unabhängige/SPD vom 20.12.2006 zur Sitzung des Jugendhilfeausschusses am 
16.01.2007  
 
 
Beschlussvorschlag:  
Der Jugendhilfeausschuss beschließ Folgendes: 
 
Der Landkreis Lüneburg beruft eine Strukturkonferenz ein, die gemeinsam mit den kommunalen Trägern und 
Experten vor Ort Vorschläge zu folgenden Themen erarbeitet:  
 
„Frühkindliche Bildung und Erziehung sowie Zukunft der Kindertagesstätten im Landkreis Lüneburg.“ 
 
Die Vorschläge sollen in ein Handlungs- und Finanzierungskonzept einfließen, das auch die Beantragung von 
Fördermitteln des Landes Niedersachsen vorsieht.  
 

 
Sachlage: 
Es besteht große Übereinstimmung, dass die frühkindliche Erziehung und Bildung im Elementarbereich noch 
verstärkt werden sollte. Der vor knapp zwei Jahren vom Kultusministerium gemeinsam mit Trägern und Verbän-
den der frühkindlichen Bildung veröffentlichte „Orientierungsplan Bildung und Erziehung im Elementarbereich“ 
bietet einen guten Ansatz für solche Verbesserungen.  
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Um im Landkreis gemeinsam mit den Städten und Gemeinden eine gemeinsame Linie für die Verstärkung der 
frühkindlichen Erziehung und Bildung festzulegen, soll die genannte Strukturkonferenz ein Konzept erarbeiten.  
 
Wichtig ist dabei auch die stärkere Einbeziehung der Eltern und die Verzahnung von Kindertagesstätten und 
Grundschulen. 
 
Für die Finanzierung des Konzepts sollten Mittel aus dem 100-Millionen-Euro-Programm“ der Landesregierung 
beantragt werden.  
 
 

 
 


